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�ffentliche Finanzen Haushaltsentwicklung der

Gebietsk�rperschaften

Das Defizit der Gebietsk�rperschaften (ohne

die Gemeinden, f�r die noch keine Ergebnisse

vorliegen) fiel im ersten Quartal mit 40 Mrd 3

um rund 4 Mrd 3 h�her aus als ein Jahr zuvor.

Ausschlaggebend hierf�r war ein R�ckgang

der Steuereinnahmen, in dem sich die ge-

d�mpfte Inlandskonjunktur sowie die merk-

lichen Einkommensteuersenkungen wider-

spiegelten. Dem stand ein Ausgabenzuwachs

in H�he von insgesamt 11�2 % gegen�ber.

Nachdem die Defizite der Gebietsk�rper-

schaften im vergangenen Jahr auf ein neues

Rekordniveau von ann�hernd 70 Mrd 3 ge-

stiegen waren, ist f�r das laufende Jahr insge-

samt gesehen keine Verbesserung zu erwar-

ten. Entscheidend hierf�r ist die Einnahmen-

seite. So d�rften die Steuereinnahmen gem�ß

der j�ngsten Prognose kaum zunehmen. Die

nichtsteuerlichen Einnahmen werden auch

wegen des deutlich zur�ckgegangenen Bun-

desbankgewinns voraussichtlich sinken. Das

Ausgabenniveau k�nnte im Vergleich zum

Vorjahr weitgehend unver�ndert bleiben. Ein

verringerter Zuwachs bei den Zuweisungen

an die Sozialversicherungen, ein weiterer Per-

sonalabbau, eine moderate Entgeltentwick-

lung im �ffentlichen Dienst und eine ange-

sichts der angespannten Haushaltslage ins-

gesamt sparsame Ausgabenpolitik d�rften

hierzu ebenso wie die weiterhin sehr g�nsti-

gen Finanzierungsbedingungen am Kapital-

markt beitragen. Gleichwohl werden die Defi-

zite aus heutiger Sicht wegen der anhalten-

den Einnahmenschw�che ohne zus�tzliche

Maßnahmen deutlich �ber die Haushaltspla-

�berblick



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
Mai 2004

76

nungen, die vor allem beim Bund auf opti-

mistischen Erwartungen beruhten, hinaus-

gehen.

Das Aufkommensbild bei den Steuern hat

sich im ersten Quartal dieses Jahres weiter

eingetr�bt. Die Steuereinnahmen1) der Ge-

bietsk�rperschaften blieben um 1�2 % hinter

ihrem bereits niedrigen Vorjahrsniveau zu-

r�ck. Bereinigt um eine buchungstechnische

Umstellung bei den Bundessteuern2) sind sie

sogar um fast 11�2 % gesunken. Hierzu trug

vor allem die zum Jahresanfang in Kraft ge-

tretene Senkung der Einkommensteuers�tze

bei. Außerdem schlug sich die weiterhin ge-

d�mpfte Inlandskonjunktur in einer ung�ns-

tigen Entwicklungstendenz wichtiger Ver-

brauchsteuern nieder.

Unter den Einkommensteuern erbrachte die

Lohnsteuer 3 1�2 % weniger als vor Jahresfrist.

Der R�ckgang fiel noch relativ niedrig aus,

weil sich die Tarifsenkung kassenm�ßig im

ersten Quartal erst teilweise ausgewirkt hat.

Außerdem wurden in Anbetracht der verrin-

gerten Steuers�tze offenbar in erheblichem

Maße Sonderzahlungen vom Jahresende

2003 in das neue Jahr verschoben. Das Er-

gebnis der veranlagten Einkommensteuer hat

sich zwar ebenfalls verschlechtert (um knapp
1�2 Mrd 3). Bereinigt um die gestiegenen Be-

tr�ge f�r die – haupts�chlich im M�rz ausge-

zahlte – Eigenheimzulage und die Steuer-

erstattungen an Arbeitnehmer hat sich das

Aufkommen gegen�ber der entsprechenden

Vorjahrszeit jedoch etwas erh�ht. Die Sen-

kung der Einkommensteuers�tze ist hier of-

fenbar erst teilweise in einer Anpassung der

Vorauszahlungen ber�cksichtigt worden. Die

Ertr�ge aus der K�rperschaftsteuer haben

sich um 11% beziehungsweise 1�4 Mrd 3 auf

gut 2 Mrd 3 verringert. Dies war jedoch auf

einen Sondereinfluss (auf Grund einer Kon-

zernumstrukturierung) zur�ckzuf�hren; be-

reinigt um diesen Faktor sind sie um knapp
1�2 Mrd 3 gestiegen. Gleichwohl blieb hier die

Erholung deutlich hinter den bisherigen Er-

wartungen zur�ck. Die nicht veranlagten

Steuern vom Ertrag haben wegen des er-

w�hnten Sondereinflusses gut 1�2 Mrd 3 mehr

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschließlich der EU-Anteile am deut-
schen Steueraufkommen, aber ohne die
− für das letzte ausgewiesene Quartal noch
nicht bekannten − Erträge aus den Gemein-
desteuern.
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1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die noch nicht bekannten Ertr�ge aus
den Gemeindesteuern.
2 W�hrend bis Ende 2003 bei den speziellen Verbrauch-
steuern des Bundes zum Monatsende f�llige Teilbetr�ge
h�ufig erst im Folgemonat als Einnahme ausgewiesen
wurden, werden sie seit Anfang dieses Jahres noch im
Monat der F�lligkeit verbucht. Durch diese Umstellung
wurde der Aufkommensr�ckgang der gesamten Steuer-
einnahmen im ersten Quartal gegen�ber dem Vorjahr um
rund einen Prozentpunkt unterzeichnet.

Steuereinnah-
men im ersten
Quartal
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als ein Jahr zuvor erbracht. Die Einnahmen

aus dem steuerlichen Zinsabschlag sind vor

allem auf Grund der weiterhin r�ckl�ufigen

durchschnittlichen Verzinsung der Finanzan-

lagen um gut 12% gesunken.

Unter den indirekten Steuern hat sich das

Aufkommen der Umsatzsteuer gegen�ber

dem – sehr niedrigen – Vorjahrsniveau zwar

um gut 11�2 % erh�ht. Jedoch �bte die schwa-

che inl�ndische Verbrauchsnachfrage weiter-

hin einen retardierenden Einfluss auf die Er-

tr�ge aus. Die Mineral�lsteuer als wichtigste

spezielle Verbrauchsteuer hat (bereinigt um

die erw�hnte buchungstechnische Umstel-

lung) fast 5% weniger als in der gleichen

Vorjahrszeit erbracht. Hier schlug sich der

r�ckl�ufige Energieverbrauch infolge der ge-

d�mpften Inlandskonjunktur sowie des �l-

preisanstiegs nieder. Auch die Tabaksteuer

verzeichnete in bereinigter Betrachtung einen

deutlichen Aufkommensr�ckgang (– 11�2 %),

in dem sich der verminderte Absatz im Inland

versteuerter Tabakerzeugnisse niederschlug.

Die zum 1. M�rz 2004 in Kraft getretene

Steuererh�hung wurde im ersten Quartal

noch nicht aufkommenswirksam.

Nach der ung�nstigen Aufkommensentwick-

lung zum Jahresbeginn und auf Grund der in-

zwischen etwas vorsichtigeren Einsch�tzung

der Konjunkturaussichten werden die Steuer-

einnahmen im Gesamtjahr 2004 deutlich hin-

ter den – um die zwischenzeitlichen Steuer-

rechts�nderungen modifizierten – Erwartun-

gen vom Herbst vorigen Jahres zur�ckblei-

ben. Nach der vor kurzem erstellten neuen

offiziellen Steuerprognose, die von einem

Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP)

um real 1,5% und nominal 2,3% ausgeht,

wird das Aufkommen im laufenden Jahr nur

um knapp 1�2 % zunehmen. Gegen�ber der

vergleichbaren – das heißt um die zwischen-

zeitlichen Steuerrechts�nderungen bereinig-

ten – Sch�tzung vom Herbst vorigen Jahres

zeichnen sich Ausf�lle in H�he von 4 1�2 Mrd 3

ab. Hiervon sind vor allem die K�rperschaft-

steuer, die veranlagte Einkommensteuer, die

Mineral�lsteuer und die Tabaksteuer betrof-

fen. Außerdem erh�hen sich die Ausf�lle da-

durch, dass die erwarteten Einnahmen aus

der Amnestieregelung um 3 1�2 Mrd 3 niedri-

ger eingesch�tzt werden. Die Volkswirtschaft-

liche Steuerquote (in finanzstatistischer Ab-

grenzung) wird sich im laufenden Jahr nach

der neuen offiziellen Prognose insbesondere

wegen der deutlichen Senkung des Einkom-

mensteuertarifs weiter um 0,4 Prozentpunkte

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

1. Vierteljahr

Steuerart 2004 2003

Ver-
�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 29,5 30,6 – 3,5

Veranlagte
Einkommensteuer – 5,8 – 5,4 .

K�rperschaftsteuer 2,2 2,4 – 10,9

Umsatzsteuer 34,2 33,7 + 1,6

Deutsche Bundesbank

Weitere
Aussichten
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auf 20,4% verringern. Im kommenden Jahr

wird die Steuerquote infolge der dritten Stufe

der Steuerreform nochmals etwas sinken, be-

vor sie in den Folgejahren bei unver�ndertem

Recht wieder leicht steigen d�rfte. Auf mittle-

re Sicht ergeben sich nach der neuen offiziel-

len Sch�tzung gegen�ber der vergleichbaren

Prognose vom Mai vorigen Jahres noch

wesentlich h�here Steuerausf�lle, die im Jahr

2007 insgesamt 27 Mrd 3 beziehungsweise

gut 1% des BIP erreichen.

Das Defizit des Bundes erh�hte sich im ersten

Vierteljahr um 3 1�2 Mrd 3 auf 28 1�2 Mrd 3. Die

Einnahmen sanken um 4%. Dabei entwickel-

ten sich die Steuereing�nge des Bundes mit

einem R�ckgang von rund 3% ung�nstiger

als das Steueraufkommen insgesamt. Zum

einen hat sich im Zusammenhang mit den Er-

gebnissen des Vermittlungsausschusses vom

Dezember die Steuerverteilung zu Lasten des

Bundes ver�ndert, weil dessen Anteil an

der Umsatzsteuer vor�bergehend verringert3)

und die von den Gemeinden zu zahlende Ge-

werbesteuerumlage gek�rzt worden ist. Zum

anderen nahmen die vom Steueraufkommen

des Bundes abgesetzten Abf�hrungen an die

EU zu. Die durch starke unterj�hrige Schwan-

kungen gekennzeichneten nichtsteuerlichen

Einnahmen gingen kr�ftig um fast 15% zu-

r�ck. Die Ausgaben wurden um 2% ausge-

weitet, wozu vor allem ein merklicher Anstieg

der Zinsausgaben beitrug. Ausschlaggebend

war hierf�r, dass im Gegensatz zum Vorjahr

kein (von den Zinsausgaben abgesetztes)

Agio bei der Neuemission von Wertpapieren

vereinnahmt wurde.

Im Bundeshaushaltsplan ist f�r das Gesamt-

jahr eine deutliche R�ckf�hrung des Defizits

von 39 Mrd 3 auf 29 1�2 Mrd 3 vorgesehen.

Aus heutiger Sicht bestehen jedoch erheb-

liche Risiken, dass der Vorjahrsbetrag �ber-

schritten wird. Zwar k�nnten einerseits die

Ausgaben unter dem Niveau des Vorjahres

bleiben. So werden im Vergleich zum Jahr

2003, in dem sich die Zunahme noch auf

2 1�2 % belief, keine Zuf�hrungen an den Flut-

hilfefonds mehr get�tigt. Auch die Zuweisun-

gen an die Sozialversicherungen d�rften nur

noch leicht wachsen, da keine stufenweise

Erh�hung der „�kosteuerfinanzierten“ Zu-

sch�sse an die Rentenversicherung mehr er-

Mrd  5 

1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. 1.Vj. 2.Vj.
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3 Im Vierten Gesetz f�r moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt („Hartz IV“), das vor allem die Zusammen-
legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ab 2005 regelt,
wurde auch die Umsatzsteuerverteilung f�r das Jahr
2004 um gut 2 1�2 Mrd 3 zu Lasten des Bundes verscho-
ben.

Bund im ersten
Quartal

Ausblick auf
das laufende
Jahr ...
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folgt und ein R�ckgang des Zuschussbedarfs

an die Bundesagentur f�r Arbeit erwartet

wird. Das niedrige Renditeniveau am Kapital-

markt hat weiterhin eine sehr g�nstige Re-

finanzierung f�lliger Wertpapiere erm�glicht,

so dass sich die Zinsausgaben trotz eines

starken Anstiegs der Verschuldung sehr ge-

d�mpft entwickeln d�rften. Andererseits wer-

den aber die Einnahmen betr�chtlich zur�ck-

gehen. So ergab die j�ngste Steuersch�t-

zung, dass die Steuereinnahmen des Bundes

um 1 1�2 % sinken werden. Bei den nicht-

steuerlichen Einnahmen werden gem�ß dem

Planansatz zwar die Privatisierungserl�se stei-

gen, dieser Effekt wird allerdings durch den

R�ckgang der im Bundeshaushalt verein-

nahmten Bundesbankaussch�ttung mehr als

aufgewogen.4) Außerdem werden die veran-

schlagten Mauteinnahmen nicht realisiert

werden.

Aus heutiger Sicht werden im kommenden

Jahr erhebliche Anstrengungen erforderlich

sein, um ins Gewicht fallende Fortschritte

beim Abbau des sehr hohen Defizits zu erzie-

len. Zwar werden gem�ß der Steuersch�t-

zung die Steuereinnahmen des Bundes trotz

der weiteren Tarifsenkungen um 3% zuneh-

men, weil sich die Umsatzsteuerverteilung

wieder zu Gunsten des Bundes verschiebt

und eine etwas bessere konjunkturelle Ent-

wicklung unterstellt wurde. Auch k�nnten

sich die meisten nichtsteuerlichen Einnahmen

wieder etwas positiver entwickeln. Dennoch

sind angesichts der hohen strukturellen Fehl-

betr�ge Ausgabeneinsparungen unumg�ng-

lich. Verz�gerungen bei der Umsetzung wich-

tiger Reformmaßnahmen – wie sie bei der

Zusammenlegung von Arbeitslosen- und So-

zialhilfe bef�rchtet werden – stellen sich so-

mit nicht nur aus wirtschafts-, sondern auch

aus haushaltspolitischer Sicht als problema-

tisch dar. Durch den R�ckgriff auf Verm�-

gensver�ußerungen ließe sich zwar die Netto-

kreditaufnahme senken, die strukturellen

Defizite k�nnen hierdurch aber nur kurzfristig

�berdeckt werden.

Die Sonderverm�gen verzeichneten im ersten

Quartal ein Defizit von 2 Mrd 3, nachdem vor

Jahresfrist insbesondere die Einzahlungen der

Gebietsk�rperschaften in den Fluthilfefonds

zu einem �berschuss von gut 1�2 Mrd 3 ge-

f�hrt hatten. Auch im Gesamtjahr wird sich

die Finanzlage erheblich verschlechtern. So

d�rften die im Fluthilfefonds verbliebenen

Mittel von knapp 3 1�2 Mrd 3 gr�ßtenteils ab-

fließen. Außerdem erh�lt der Erblasten-

tilgungsfonds wegen des niedrigen Bundes-

bankgewinns keine Anteile von der Gewinn-

aussch�ttung, w�hrend vor Jahresfrist noch

knapp 2 Mrd 3 vereinnahmt worden waren.

Sollten zudem beim ERP die Darlehensr�ck-

fl�sse nicht mehr – wie im Vorjahr – das im

Haushaltsplan veranschlagte Niveau betr�cht-

lich �bertreffen, k�nnten die Sonderver-

m�gen sogar mit einem leichten Defizit ab-

schließen, nachdem im Vorjahr noch ein

�berschuss von 10 Mrd 3 erzielt worden war.

Die Haushalte der L�nder verbuchten im ers-

ten Quartal ein Defizit von 10 Mrd 3. Gegen-

�ber dem Vorjahr bedeutet dies einen R�ck-

4 Im Bundeshaushalt wird die Gewinnaussch�ttung der
Bundesbank bis zur H�he von 3,5 Mrd 3 vereinnahmt.
Der dar�ber hinausgehende Betrag fließt dem Erblasten-
tilgungsfonds zu. Im vergangenen Jahr belief sich die
Aussch�ttung auf 5 1�2 Mrd 3. Im laufenden Jahr ging sie
auf 1�4 Mrd 3 zur�ck.

... und das
Jahr 2005

Sonder-
verm�gen

L�nder
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gang um 2 Mrd 3. Die Einnahmen wuchsen

um 2 1�2 %, nicht zuletzt weil das Vorziehen

der Tarifsenkung bei der Einkommensteuer

teilweise durch eine vor�bergehende Umver-

teilung des Umsatzsteueraufkommens zu

Gunsten der L�nder ausgeglichen wird. Die

Ausgaben sanken um gut 1�2 %. Entlastend

wirkten sich dabei insbesondere die entfalle-

nen Abf�hrungen an den Fluthilfefonds aus.

Im Gesamtjahr d�rfte das Defizit der L�nder

trotz der Steuersenkungen gegen�ber dem

Rekordniveau im Jahr 2003 (knapp 32 Mrd 3)

zur�ckgehen. Zu den bereits erw�hnten Ent-

lastungen kommen l�nderspezifische Einspar-

programme hinzu. Im kommenden Jahr

zeichnen sich allerdings wegen der weiteren

Steuersenkung, der auslaufenden Kompensa-

tion f�r die vorgezogene Steuersenkung

2004 sowie der Ausf�lle gem�ß der neuen

Steuersch�tzung wieder steigende Defizite

ab.

F�r die Gemeindehaushalte liegen bisher

noch keine Ergebnisse zum laufenden Jahr

vor. Im Gesamtjahr 2003 hat sich das kom-

munale Defizit auf 8 1�2 Mrd 3 beinahe ver-

doppelt. Ausschlaggebend hierf�r war ein

R�ckgang der Einnahmen um gut 2%. Dabei

wurde ein sinkendes Steueraufkommen von

stark abnehmenden Zuweisungen der L�nder

und deutlich niedrigeren Erl�sen aus Beteili-

gungsver�ußerungen begleitet. Die Ausga-

ben wuchsen nur leicht um 1�2 %. Zwar stie-

gen die Zusch�sse an private Haushalte und

Unternehmen weiter kr�ftig. Ein Gegenge-

wicht hierzu bildete aber trotz Mehraufwen-

dungen im Zusammenhang mit der Beseiti-

gung der Flutsch�den der R�ckgang der

Investitionsausgaben um knapp 8%. Hinzu

kam am Jahresende ein technischer Effekt

aus dem Tarifvertrag vom Januar 2003, der

eine Verschiebung des Auszahlungstermins

f�r die L�hne und Geh�lter an das Monats-

ende erm�glichte, was zu einer verz�gerten

Abf�hrung von Sozialbeitr�gen f�hrte. Insge-

samt wuchsen die Personalaufwendungen im

vergangenen Jahr nicht zuletzt deshalb ledig-

lich um 1%.

Im laufenden Jahr sollte eine große Gemein-

definanzreform eine Verstetigung der Einnah-

men und eine f�hlbare finanzielle Entlastung

bringen. An Stelle der diskutierten weit rei-

chenden steuerlichen Maßnahmen wurde

aber praktisch nur die Absenkung der ab

2001 zu Gunsten von Bund und L�ndern

angehobenen Gewerbesteuerumlage be-

schlossen. Außerdem sollten die Gemeinden

Marktm�ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2002 + 54,5 + 67,6 – 11,9 + 57,4

2003 ts) + 79,9 + 73,4 + 7,5 + 35,8
darunter:

1. Vj. + 34,7 + 32,6 + 2,1 + 19,5
2. Vj. + 13,5 + 11,8 + 1,6 + 16,3
3. Vj. + 19,9 + 9,4 + 11,6 – 6,5
4. Vj. ts) + 11,8 + 19,5 – 7,9 + 6,5

2004
1. Vj. ts) + 44,4 + 34,4 + 10,0 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st�rkungs- und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank

Gemeinden
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an den Einsparungen aus der Zusammen-

legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe be-

teiligt werden. Diese Reform wurde aber auf

das Jahr 2005 verschoben.

Die Verschuldung der Gebietsk�rperschaften

ist im ersten Quartal mit 44 1�2 Mrd 3 sehr

kr�ftig gestiegen. Allerdings stand dieser Ent-

wicklung auch eine Zunahme der Einlagen

um 5 Mrd 3 gegen�ber. Mit 31 1�2 Mrd 3

wurde der Großteil der Mittel am Kapital-

markt beschafft. Aber auch die Geldmarkt-

verbindlichkeiten wurden deutlich ausgewei-

tet (+ 13 Mrd 3). Mit 35 Mrd 3 hatte der

Bund den weitaus gr�ßten Kreditbedarf. Die

L�nder weiteten ihre Schulden mit 9 Mrd 3

ebenfalls betr�chtlich aus. Bei den Gemein-

den d�rfte der Zuwachs begrenzt geblieben

sein, w�hrend bei den Sonderverm�gen die

Tilgungen leicht �berwogen.

Sozialversicherungen

In der Rentenversicherung der Arbeiter und

der Angestellten fiel das Defizit im ersten

Quartal 2004 mit knapp 3 Mrd 3 um 1 Mrd 3

h�her aus als ein Jahr zuvor. Die Ausgaben

nahmen um knapp 2% zu. Dagegen wuch-

sen die Einnahmen kaum noch, was zum

einen auf stagnierende Beitragseing�nge zu-

r�ckzuf�hren war. Da diese Einnahmen im

Januar 2003 noch auf dem niedrigeren Bei-

tragssatz des Jahres 2002 von 19,1% basiert

hatten, sind sie – bereinigt um den Beitrags-

satzanstieg auf 19,5% – sogar um 1�2 % zu-

r�ckgegangen. Zum anderen ist der aus der

Energiebesteuerung finanzierte zus�tzliche

Bundeszuschuss – anders als in den Vor-

jahren – nicht mehr um eine weitere Stufe er-

h�ht worden.

Die Rentenausgaben wuchsen um 2%.

Hierzu hat neben der Rentenanpassung von

Mitte letzten Jahres ein Anstieg der Anzahl

der laufenden Renten um gut 3�4 % beigetra-

gen. Die im Rahmen der kurzfristig ergriffe-

nen Maßnahmen zur Stabilisierung des Bei-

tragssatzes beschlossene �bernahme des vol-

len Pflegeversicherungsbeitrages durch die

Rentner wird erst ab April wirksam. Die Aus-

setzung der Rentenanpassung zur Jahres-

mitte wird gegen�ber der bisherigen Formel

keine nennenswerten finanziellen Auswirkun-

gen haben, da sich auch ohne diesen diskre-

tion�ren Eingriff auf Grund der schwachen

Lohnentwicklung des vergangenen Jahres

vierteljährlich
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praktisch keine Rentenerh�hung ergeben

h�tte.

Im laufenden Jahr ist die Mindestgrenze f�r

die Schwankungsreserve von 0,5 auf nur

noch 0,2 Monatsausgaben gesenkt worden.

Mit dem damit verbundenen R�ckgriff auf

noch vorhandene Reserven ist eine ansonsten

erforderliche Anhebung des Beitragssatzes

vermieden worden. Obwohl im weiteren Jah-

resverlauf von einem sp�rbar verlangsamten

Ausgabenanstieg auszugehen ist, k�nnten

zus�tzliche Liquidit�tshilfen des Bundes erfor-

derlich werden. Dies h�ngt neben der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung auch vom

m�glichen Verkauf der Beteiligung der Bun-

desversicherungsanstalt f�r Angestellte an

der Wohnungsbau- und -verwaltungsgesell-

schaft GAGFAH ab. Hierdurch k�nnte der

Liquidit�tsgrad der Schwankungsreserve be-

tr�chtlich erh�ht werden. Ab dem kommen-

den Jahr soll mit der erneuten Rentenreform

die R�cklage in „Nachhaltigkeitsr�cklage“

umbenannt und die Obergrenze auf ein-

einhalb Monatsausgaben angehoben wer-

den. Da in den kommenden Jahren auf

Grund des „Nachhaltigkeitsfaktors“ und der

vor�bergehenden Abschw�chung beim Zu-

gang neuer Renten mit einem gebremsten

Anstieg der Rentenausgaben zu rechnen ist,

k�nnte es auf mittlere Sicht trotz einer noch

angespannten Lage im kommenden Jahr bei

einem unver�nderten Beitragssatz und einer

g�nstigen gesamtwirtschaftlichen Entwick-

lung tats�chlich zu einer Aufstockung der Re-

serven kommen.

Das Defizit der Bundesagentur f�r Arbeit lag

im ersten Quartal 2004 mit knapp 3 Mrd 3

noch etwas �ber dem Vorjahrswert von 2 3�4

Mrd 3. Die Einnahmen gingen um 3�4 % zu-

r�ck, wobei die Beitragseing�nge um 1�4 %

niedriger ausfielen als ein Jahr zuvor. Die Aus-

gaben stiegen um lediglich 1�4 %, obwohl

die Rentenversicherungsbeitr�ge f�r Bezieher

von Lohnersatzleistungen f�r den Monat

Januar erstmals in diesem Monat und nicht

– wie bisher – schon im Dezember verbucht

worden sind. Hierdurch entstand im ersten

vierteljährlich
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Quartal gegen�ber dem Vorjahr eine Mehrbe-

lastung von 1�2 Mrd 3.

Die Ausgaben f�r das Arbeitslosengeld wuch-

sen um gut 7%. Ohne den erw�hnten Um-

stellungseffekt h�tte sich hier aber kaum

noch ein Anstieg ergeben, weil auch die Zahl

der Arbeitslosen – unter Ber�cksichtigung der

seit Januar nicht mehr als arbeitslos einge-

stuften Teilnehmer an Trainingsmaßnahmen –

etwa auf dem hohen Vorjahrsniveau ver-

harrte. Zu nochmals deutlichen Einsparungen

kam es im Bereich der aktiven Arbeitsmarkt-

politik. Die Mittel f�r Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen lagen um 25% niedriger als ein

Jahr zuvor. F�r die Aus- und Fortbildung

wurden trotz der zus�tzlichen Ausgaben f�r

die F�rderung der Selbst�ndigkeit und f�r

Personal-Service-Agenturen 6% weniger auf-

gewendet. Der im Haushaltsplan veran-

schlagte Zuschussbedarf in H�he von gut

5 Mrd 3 f�r das Jahr 2004 erscheint aus

heutiger Sicht ausreichend.

Die gesetzlichen Krankenkassen verzeichne-

ten im Jahr 2003 mit 3 Mrd 3 ein Defizit in

Vorjahrsh�he. Zwar nahmen die Ausgaben

nur um knapp 11�2 % zu, wobei den im ver-

gangenen Jahr wirksam gewordenen Spar-

maßnahmen betr�chtliche ausgabenstei-

gernde Vorzieheffekte durch die im laufen-

den Jahr in Kraft getretene Gesundheits-

reform gegen�berstanden. Die Einnahmen

wuchsen jedoch trotz der Beitragssatzerh�-

hungen ebenfalls nur um knapp 11�2 %. Dazu

trug auch eine außergew�hnliche Einnah-

menschw�che im vierten Quartal bei.5)

Die Summe der krankenversicherungspflichti-

gen Entgelte ist – auch wegen des anhalten-

den Wechsels von Mitgliedern in die private

Krankenversicherung – im vergangenen Jahr

sogar um 0,7% zur�ckgegangen. Daran wird

deutlich, dass die Finanzprobleme der gesetz-

lichen Krankenversicherung im vergangenen

Jahr vor allem einnahmenbedingt waren. So-

lange sich die versicherungspflichtigen Ent-

gelte sehr schwach entwickeln, reichen be-

reits relativ geringe Ausgabensteigerungen

aus, um Beitragssatzerh�hungen notwendig

zu machen. Da im laufenden Jahr kaum Aus-

sichten auf eine wesentlich dynamischere

Entwicklung der Beitragsbemessungsgrund-

lage bestehen, h�ngt eine Stabilisierung oder

R�ckf�hrung der Beitragsbelastung in erster

Linie von den ausgabenbremsenden Effekten

der j�ngsten Gesundheitsreform ab. Ange-

sichts der ausgeweiteten Zuzahlungsregelun-

gen ist durchaus damit zu rechnen, dass sich

die Nachfrage nach Gesundheitsleistungen

st�rker nach den damit verbundenen Kosten

richtet. Gegenw�rtig ist die Datenlage aber

noch zu unsicher, um die gemeldeten Aus-

gabenr�ckg�nge zum Jahresbeginn einer

strukturellen Senkung des Ausgabentrends

oder lediglich einer Folgeerscheinung der Vor-

zieheffekte zum Jahresende 2003 zuordnen

zu k�nnen.

5 Neben K�rzungen beim Weihnachtsgeld und einer
nochmals verst�rkten Inanspruchnahme der sozialabga-
benfreien Entgeltumwandlung im Rahmen der betrieb-
lichen Altersvorsorge f�hrte auch die hinausgeschobene
Beitragsabf�hrung durch �ffentliche Arbeitgeber infolge
des Tarifabschlusses vom Januar 2003 zu besonders
schwachen Beitragseing�ngen zum Jahresende. F�r das
gesamte Jahr kommt hinzu, dass im Unterschied zur Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung die Beitragsbemes-
sungsgrenze nicht diskretion�r angehoben wurde.

Gesetzliche
Kranken-
versicherung
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In der Pflegeversicherung entstand im Jahr

2003 ein Rekorddefizit von 3�4 Mrd 3, das

durch einen R�ckgriff auf die Reserven finan-

ziert werden konnte. Diese betrugen am Jah-

resende 2003 noch 4 1�4 Mrd 3. Die Ausgaben

stiegen um gut 1%, obwohl die Leistungs-

s�tze nicht dynamisiert sind. Jedoch sind die

– niedrigeren – Geldleistungen an pflegende

Familienangeh�rige weiterhin r�ckl�ufig,

w�hrend die Aufwendungen f�r Sachleistun-

gen durch ambulante Dienste und in Heimen

zunahmen. Die Beitragseinnahmen blieben

um knapp 1% unter ihrem Vorjahrswert.

Hierzu haben die gleichen Einflussfaktoren

wie in der Krankenversicherung beigetragen.

Allerdings wurde der Beitragssatz von 1,7%

hier nicht angehoben. Die in der Anfangs-

phase der Pflegeversicherung gebildeten rela-

tiv hohen R�cklagen werden nun zunehmend

zur Finanzierung der laufenden Defizite abge-

schmolzen. Schon auf mittlere Sicht drohen

deshalb Beitragssatzanhebungen.

Entwicklung des �ffentlichen

Gesamthaushalts

Im laufenden Jahr wird die gesamtstaatliche

Defizitquote zum dritten Mal in Folge �ber

der 3%-Grenze liegen und aus heutiger Sicht

etwa die Gr�ßenordnung des vergangenen

Jahres (3,9%) erreichen. Dabei d�rfte die

Konjunktur noch einen leicht negativen Ein-

fluss auf die Defizitentwicklung haben.

Die Einnahmenquote wird weiter deutlich

sinken. Dabei schlagen insbesondere die

umfangreichen Einkommensteuersenkungen

und die geringeren Beitragss�tze zur Kran-

kenversicherung zu Buche. Dagegen d�rften

die einnahmensteigernden steuerlichen Maß-

nahmen – vor allem m�gliche Ertr�ge aus der

Steueramnestie – nicht das urspr�nglich er-

hoffte Mehraufkommen erbringen. Auch

d�rfte sich die Struktur des gesamtwirtschaft-

lichen Wachstums als verh�ltnism�ßig uner-

giebig im Hinblick auf die Staatseinnahmen

erweisen, da sich insbesondere der Private

Verbrauch sowie die Bruttol�hne und -geh�l-

ter ged�mpft entwickeln werden. Die �brigen

Einnahmen werden schließlich nicht zuletzt

wegen der merklich reduzierten Gewinnaus-

sch�ttung der Bundesbank f�hlbar sinken.

Freilich d�rfte sich auch die staatliche Ausga-

benquote deutlich verringern. Hierzu tr�gt

nicht zuletzt die Gesundheitsreform bei, die

zu erheblichen Einsparungen bei der gesetz-

lichen Krankenversicherung f�hren d�rfte.

Auch die vor�bergehend nur schwache Zu-

nahme der Zahl der Rentner in Verbindung

mit einem im Vergleich zu fr�heren Jahren

geringeren jahresdurchschnittlichen Zuwachs

der individuellen Rentenzahlungen tr�gt zu

einer Begrenzung des Ausgabenwachstums

bei. Schließlich d�rften Sparmaßnahmen der

Gebietsk�rperschaften in den Bereichen Per-

sonal und Sachaufwand sowie wegen des

niedrigen Zinsniveaus allenfalls moderat

wachsende Zinsausgaben zu Buche schlagen.

Die europ�ischen Verpflichtungen erfordern,

dass Deutschland sp�testens im kommenden

Jahr die 3%-Grenze wieder einh�lt. Aus heu-

tiger Sicht besteht jedoch das Risiko, dass

dies nicht erreicht werden wird. So wird die

Abgabenquote vor allem wegen der n�chsten

Stufe der Einkommensteuerreform nochmals

Soziale Pflege-
versicherung

Defizitquote
weiter deutlich
�ber 3%

Verpflichtung,
3%-Grenze
2005 ein-
zuhalten
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zur�ckgehen. Auf der Ausgabenseite werden

damit umso gr�ßere Anstrengungen erfor-

derlich. Um die Einhaltung der Defizitgrenze

von 3% sicherzustellen und die �berschrei-

tung der verfassungsm�ßigen Haushaltsgren-

zen f�r die Neuverschuldung zu beenden,

sind aus heutiger Sicht �ber die bereits

beschlossenen Konsolidierungsmaßnahmen

hinausgehende Anpassungen notwendig. Ein

R�ckgriff auf Beteiligungsver�ußerungen

k�nnte zwar dazu beitragen, die nationa-

len haushaltsrechtlichen Vorgaben wieder

einzuhalten. Solche Umschichtungen im

Finanzverm�gen reduzieren im Rahmen der

Maastricht-Kriterien das Defizit jedoch nicht.


